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Anlage
zu vorstehender Anordnung

Ordnung
über Aufgaben und das komplexe Zusammenwirken 

der Kombinate der Industrie, 
der Bau- und Montagekombinate und der territorialen 

Planungsorgane zur Senkung des Bauaufwandes für 
Investitionsvorhaben der Industrie durch 

eine zielgerichtete grundfondswirtschaftliche Arbeit

I. Zielstellung

Zur weiteren Durchsetzung der komplexen sozialistischen 
Rationalisierung als Hauptweg der intensiv erweiterten Re­
produktion sind die grundfondswirtschaftlichen Untersu­
chungen auf die Erhaltung, Modernisierung und Erneuerung 
der vorhandenen Grundfonds unter Beachtung des wissen­
schaftlich-technischen Fortschritts und des notwendigen Er­
neuerungsgrades der Erzeugnisse zu richten.
Durch eine qualifizierte grundfondswirtschaftliche Arbeit un­
ter Einbeziehung langfristiger territorialer Entwicklungskon­
zeptionen sind wichtige Voraussetzungen für eine effektive 
Investitionsvorbereitung mit geringstem Bauaufwand und 
kurzen Bauzeiten zu schaffen. Dabei sind insbesondere fol­
gende volkswirtschaftliche Ziele zu erreichen:
— rationelle Nutzung und hohe Auslastung der vorhandenen 

Grundfonds,
— effektive Standortverteilung der Produktion und Erhö­

hung des Wirkungsgrades der territorialen Rationalisie­
rung,

— Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen so­
wie des Umweltschutzes bei hoher städtebaulicher und 
architektonischer Qualität der Lösungen,

— rationelle Nutzung des Baulandes und der Infrastruktur,
— konsequente Durchsetzung der Einheit von Neubau, Re­

konstruktion und Erhaltung der vorhandenen Bausub­
stanz unter Beachtung der effektivsten Reproduktions­
form sowie der Modernisierung als Hauptform der Grund­
fondsreproduktion,

— Minimierung des Investitionsaufwandes, insbesondere des 
Bauaufwandes, unter Nutzung aller Potenzen des wissen­
schaftlich-technischen Fortschritts bei Notwendigkeit der 
Durchführung von Investitionsvorhaben. Es ist zu ge­
währleisten, daß die effektivste Variante der Deckung 
des volkswirtschaftlich begründeten Baubedarfs der Aus­
arbeitung der Aufgabenstellungen für Investitionsvorha­
ben zugrunde gelegt wird.

II. Organisation der grundfondswirtschaftlichen Arbeit

1. Grundsätze
1.1. Ausgehend von der im Abschnitt I festgelegten Zielstel­

lung sind die grundfondswirtschaftlichen Untersuchun­
gen vor allem auf folgende Schwerpunkte zu richten:
— Nutzung der vorhandenen Bausubstanz und Erarbei­

tung von Vorschlägen zu ihrer Erhaltung, Moderni­
sierung und Rekonstruktion,

— Untersuchung von Möglichkeiten für die gemeinsame 
Nutzung von Gebäuden und baulichen Anlagen sowie 
vorhandenen Versorgungs-, Verkehrs- und Dienst­
leistungseinrichtungen durch mehrere Kombinate und 
Betriebe,

— Auswahl der günstigsten Bebauungshöhe und -dichte 
durch Optimierung der Flächen und Kubaturen so­
wie Kompaktierung. und Funktionsüberlagerung,

— Festlegung anzuwendender Wiederverwendungspro­
jekte, Standards und anderer Projektierungsgrundla­
gen sowie Bestlösungen,

— Erarbeitung von Vorschlägen für unerläßliche Neu­
bauten in rationellen industriemäßigen Bauweisen,

— Erarbeitung von Maßnahmen zur energieökonomi­
schen Gestaltung des umbauten Raumes, optimalen 
Auswahl der Heizungs- und Lüftungssysteme sowie 
zur Nutzung technologischer Abwärme und Wärme­
rückgewinnung,

— Festlegung einzuhaltender Richtwerte, Normative und 
gebrauchswertbezogener Kennzahlen.

Zur Erzielung volkswirtschaftlich effektiver Lösungen 
sind bei den grundfondswirtschaftlichen Untersuchungen 
Varianten als Grundlage für die Ermittlung von Vor­
zugslösungen zu erarbeiten.
Zur Erhöhung der Effektivität der Arbeit und der Qua­
lität der Ergebnisse sind rechnergestützte Verfahren zu 
entwickeln und anzuwenden. Bereits vorhandene CAD- 
Lösungen sind dabei zu nutzen und weiterzuentwickeln.

1.2. In die grundfondswirtschaftlichen Untersuchungen sind 
die auf der Grundlage
— der Festlegungen zur Ausarbeitung von Konzeptio­

nen sowie zur Vorbereitung und Planung von Maß­
nahmen der Rationalisierung der Standortverteilung 
der Produktion von Betrieben in Städten der Staat­
lichen Plankommission vom Februar 19881 sowie

— der Anordnung vom 21. Februar 1986 über den Bau­
werkspaß (GBl. I Nr. 12 S. 179)

erarbeiteten Dokumentationen bzw. erzielten Ergebnisse 
einzubeziehen.

2. Verantwortung

2.1. Die Kombinate der Industrie sind für die Durchführung 
der grundfondswirtschaftlichen Untersuchungen in ih­
rem Zuständigkeitsbereich verantwortlich. Sie haben ein 
enges Zusammenwirken mit allen daran Beteiligten zu 
gewährleisten.

2.2. Die Bau- und Montagekombinate haben auf vertragli­
cher Grundlage an der Erarbeitung von Analysen des 
vorhandenen Grundmittelbestandes der Gebäude und 
baulichen Anlagen sowie von Varianten für deren wei­
tere Entwicklung im Rahmen grundfondswirtschaftlicher 
Untersuchungen der Kombinate der Industrie entspre­
chend den festgelegten Grundsätzen und Zielstellungen 
mitzuwirken und dafür insbesondere ihre Industriebau­
planungsgruppen einzusetzen.

2.3. Die Bezirksplankommissionen haben auf der Grundlage 
von Generalbebauungsplänen und langfristigen territo­
rialen Konzeptionen zur Einordnung von Schwerpunkt­
vorhaben zu sichern, daß die territorialen Möglichkeiten 
zur Rationalisierung vor allem im Hinblick auf die Mi­
nimierung des Bauaufwandes voll genutzt werden. Dazu 
haben sie unter Einbeziehung der Kreisplankommissio­
nen eng mit den Kombinaten, Kombinatsbetrieben und 
Betrieben zusammenzuarbeiten.

2.4. Die Büros für Städtebau (Büros der Bezirks- und Stadt­
architekten bzw. Stadtplanungsgruppen) haben auf der 
Grundlage von Analysen der Nutzung und Nutzungsin­
tensität von Flächen und baulichen Grundfonds sowie 
der städtebaulichen, stadthygienischen und ökologischen 
Bedingungen die Entwicklung der Industrieflächen und 
-Objekte städtebaulich einzuordnen und in die General­
bebauungspläne bzw. städtebaulichen Leitpläne einzu­
arbeiten.

2.5. Zur Sicherung der territorialen Anforderungen hinsicht­
lich der sozialen und technischen Infrastruktur sind die 
Versorgungsträger in die grundfondswirtschaftlichen Un­
tersuchungen einzubeziehen.

III. Schlußbestimmung
Ergibt sich aus den grundfondswirtschaftlichen Untersu­

chungen die Durchführung von Investitionen, sind die Er­
gebnisse grundfondswirtschaftlicher Untersuchungen Be­
standteil des Nachweises der volkswirtschaftlichen Notwen­
digkeit von Investitionsvorhaben.

1 Die Festlegungen wurden den Verantwortlichen direkt übergeben.


